Liebe/r Wohnungseigentümer/in,

Sie haben es vielleicht auf unserer Website gelesen: Wohnen im Eigentum e.V. setzt sich gerade sehr aktiv dafür ein, dass Ihr starkes Interesse an mehr Transparenz und Sicherheit Ihrer WEG-Konten im Zahlungskontengesetz berücksichtigt wird. Um diesem Anliegen mehr Gewicht zu geben und zu zeigen, dass viele Wohnungseigentümer hinter uns stehen, startet WiE heute diese Mail-Aktion.

Bitte leiten Sie den unten angefügten Unterstützer-Brief (ggf. auch ergänzt um eigene Erfahrungen) an die politisch Verantwortlichen weiter:

1. Mailen Sie ihn an die Vorsitzende des Finanzausschusses Ingrid Arndt-Brauer, SPD, ingrid.arndt-brauer@bundestag.de, und die Vorsitzende des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz Renate Künast, Bündnis 90/Die Grünen, renate.kuenast@bundestag.de. 

2. Sinnvoll wäre es, wenn Sie ihn außerdem an den/die die Bundestagsabgeordnete/n Ihres Wahlkreises schicken (Namen finden Sie hier: http://www.bundestag.de/abgeordnete; Mail-Adressen lauten stets so: vorname.nachname@bundestag.de) 

3. Wichtig: Damit wir den Umfang der Aktion belegen und damit argumentieren können, senden Sie bitte alle Ihre Mails unbedingt in cc an info@wohnen-im-eigentum.de. 

Die Sache ist dringend, denn das Gesetz soll innerhalb der nächsten 14 Tage abschließend beraten werden. Bitte werden Sie mit uns aktiv und zeigen Sie als Wohnungseigentümer/in Präsenz in Berlin.

Den Unterstützer-Brief und alle Details zum Thema Zahlungskontengesetz finden Sie auch auf unserer Website: https://www.wohnen-im-eigentum.de/politik/zahlungskontengesetz. Geben Sie unseren Aufruf auch gern an andere engagierte Wohnungseigentümer weiter.

Wohnen im Eigentum e.V. hofft auf rege Beteiligung!

-- 

Mit freundlichen Grüßen

Gabriele Heinrich

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied

Wohnen im Eigentum e.V.

Geschäftsstelle

Thomas-Mann-Str. 5

53111 Bonn

--------------------------------------------------------

Tel. 0228 / 30 41 26 72

Fax 0228 / 7 21 58 73

--------------------------------------------------------

Verbraucherschutzverein für Wohneigentümer

mit umfangreichen Beratungsdienstleistungen rund um die

Themen Eigentumswohnung, Hausbau und Modernisierung.

Vereinsregisternummer: 20VR8187

http://www.wohnen-im-eigentum.de
info@wohnen-im-eigentum.de
________________________________
Vorschlag für den Unterstützer-Brief

(Bitte kopieren und als Mailtext einfügen. Tragen Sie die oben genannten Empfänger-Adressen sowie WiE unter cc ein. Die fette Zeile ist der Betreff. Ihren eigenen Erfahrungsbericht können Sie am Ende des Briefes einfügen. Wenn nicht, löschen Sie bitte die kursiv und fett gehaltenen Zeilen des Briefes.)
________________________________

Unterstützer-Brief: Wohnungseigentümer im ZKG berücksichtigen

An die Vorsitzende des Bundestags-Finanzausschusses
An die Vorsitzende des Bundestags-Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz
An meine/n Bundestagsabgeordnete/n

Sehr geehrte Damen und Herren,

bisher gibt es keine gesetzlichen Regelungen zur Kontrolle der Konten von Wohnungseigentümergemeinschaften (WEGs). Das ist ein Zustand, der uns Wohnungseigentümer schwer belastet. Wir kämpfen in der Praxis regelmäßig mit Schwierigkeiten und Hindernissen, wenn wir Konten, Preise, Dienste und Kontenbewegungen vergleichen und überprüfen wollen. Informationen über WEG-Konten werden von den Banken und Sparkassen in der Regel nur an die Verwaltungen übermittelt. Das enthält uns Wohnungseigentümern wichtige Verbraucherrechte vor. Es behindert eine effektive, umfängliche Kontenkontrolle und begünstigt Veruntreuungsfälle.

Als betroffene/r Wohnungseigentümer/in weiß ich aus eigener Erfahrung um die Schwierigkeiten, Auskunft bei den Banken und Einsicht in die Kontenunterlagen zu erhalten – meine persönlichen Erfahrungen habe ich am Ende dieses Schreibens eingefügt.

Ich unterstütze daher die Forderung des Verbraucherschutzverbandes Wohnen im Eigentum e.V. (WiE), durch Ergänzungen im Zahlungskontengesetz mehr Transparenz und Vergleichbarkeit für WEG-Konten zu schaffen und die WEG-Gelder besser abzusichern.

· Wir Wohnungseigentümer müssen wissen, wie viel Geld wir tatsächlich auf unseren Konten haben. 

· Wir Wohnungseigentümern müssen unsere Konten überprüfen und wir müssen schnell handeln können, wenn Gefahr im Verzug ist. 

Denn wir sind die Eigentümer und es ist unser Geld, das von den Banken verwaltet wird.

Der aktuelle Veruntreuungsfall im Bonner Raum (einer von regelmäßig bekannt werdenden Fällen bundesweit), der den betroffenen WEGs einen Schaden von 4,6 Mio Euro gebracht hat, verweist einmal mehr darauf, wie überfällig eine gesetzliche Regelung ist. Das ZKG bietet die Chance und die Gelegenheit, für Rechtssicherheit und Klarstellung zu sorgen:

· Wohnungseigentümer und WEGs müssen im ZKG explizit als Verbraucher genannt werden. 

· WEG-Gelder sollen nur noch auf offenen Fremdgeldkonten (= WEG-Eigenkonten) verwaltet werden dürfen (keine WEG-Treuhandkonten mehr). 

· Geldinstitute sollen Informations- und Auskunftspflichten auferlegt bekommen sowie Kontrolldienste anbieten müssen, damit Wohnungseigentümer ihre Konten jederzeit kontrollieren können. 

Wenn nicht jetzt, wann dann? Jetzt wird ein Gesetz für mehr Transparenz bei Girokonten und für die Stärkung der Verbraucherrechte zur und bei der Kontoführung im Bundestag behandelt. Deshalb appelliere ich an Sie, diese Gelegenheit zu nutzen. Die WiE-Forderungen passen in das Zahlungskontengesetz, sie entsprechen den Zielgruppen und der allgemeinen Zielsetzung des ZKG. Die ausführliche WiE-Stellungnahme finden Sie unter https://www.wohnen-im-eigentum.de/politik/zahlungskontengesetz.

Mit dem Argument, so etwas müsse im Wohnungseigentumsgesetz geregelt werden, werden wir ohne Grund auf den Sankt-Nimmerleins-Tag vertröstet. In der Zwischenzeit wird es zu weiteren Verlusten und Schäden kommen. Will der Gesetzgeber das verantworten?

Keine Frage: Es ist wichtig, dass Flüchtlinge, Obdachlose und weitere sozial benachteiligte Verbraucher ein Girokonto erhalten. Die schnelle Durchführung dieses Gesetzgebungsverfahrens darf aber nicht dazu führen, dass wir Wohnungseigentümer auch bei diesem Gesetz wieder übergangen werden, obwohl es Veruntreuungsfälle gibt, die mit besserem gesetzlichen Verbraucherschutz verhindert oder zu mindestens eingedämmt werden können.

Ich bin sehr interessiert daran, wie Sie zu diesem Thema stehen, und bitte Sie um Antwort auf diesen Brief!

Hier meine persönlichen Erfahrungen mit Geldinstituten:

Mit freundlichen Grüßen
